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Der Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz Schleswig-Holstein plant die 
Erhöhung der jährlichen Gewinnungsmenge von Seesand aus dem Bewilligungsfeld Westerland 
III von bisher genehmigten 1,4 Mio. m³/a auf zukünftig 3,0 Mio. m³/a. Die genehmigte gesamte 
Gewinnungsmenge von voraussichtlich ca. 100 Mio. m³ (ca. 10 Mio. m³ pro Teilfläche) erhöht sich 
nicht. 
Der erhöhte Bedarf an Seesand entsteht durch veränderte Bedingungen (erhöhte Wasserstände, 
die zu Erosionsvorgängen führen), die zu einer Zunahme an Sandersatzmaßnahmen an den 
Küsten von Sylt und Föhr, möglicherweise auch der anderen Inseln und Halligen sowie für 
Deichverstärkungsmaßnahmen führen. 

Das Bewilligungsfeld liegt in deutschen Hoheitsgewässern im Schleswig-Holsteinischen 
Küstenmeer ca. 5 km westlich der Insel Sylt in Wassertiefen zwischen 12 m und 15 m mit einer 
Ausdehnung von 5 x 11 km. Die Erhöhung der jährlichen Gewinnungsmenge findet innerhalb der 
festgesetzten Abgrenzungen des Bewilligungsfeldes Westerland III statt. 

Die Erhöhung der jährlichen Gewinnungsmenge stellt eine Änderung des planfestgestellten 
Vorhabens „Gewinnung von Seesand aus dem Bewilligungsfeld Westerland III 
(Planfeststellungsbeschluss vom 11.02.2010, Zulassung der Änderung des 
Planfeststellungsbeschlusses vom 23.10.2012) dar. 

Für diese Änderung ist gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 die Durchführung einer allgemeinen Vorprüfung 
gemäß § 7 Abs. 1 UVPG erforderlich.  

Dazu hat der Vorhabenträger Unterlagen für die Durchführung einer allgemeinen Vorprüfung 
gemäß Anlage 2 UVPG vorgelegt. 
Diese nach den Vorgaben der Anlage 3 UVPG vorgenommene Vorprüfung hat ergeben, dass eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung für das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist. 
Die einzelnen Gründe für die Entscheidung können im anliegenden Prüfvermerk eingesehen 
werden. 

Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. Sie ist nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 


